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Landratsamt Passau 
 

 

 

 

Landratsamt Passau 

SG 42 - Personenstands- und Ausländerwesen 

Domplatz 11 

94032 Passau 

 

 

 

Erklärung der Einbürgerungsbewerber zum Eintritt von Änderungen in den 
einbürgerungsrelevanten Tatsachen  
 

 

Personalien des Antragstellers 

 Herr     Frau     Divers 

Titel 

 

Vorname 

 

Nachname 

 

Geburtsname 

 

Geburtsdatum Geburtsort Geburtsland 

 

Adresse 

 

PLZ 

 

Ort 

 

 
 

Kontaktdaten (freiwillige Angaben)  

Telefon/Handy 

 
E-Mail 

 

 Hiermit willige ich in die Verarbeitung meiner diesbezüglichen personenbezogenen Daten für die Bearbeitung meines Antrages 

ein. Die Angabe der freiwilligen Daten (Telefon/Handy, E-Mail) erleichtert die Bearbeitung Ihres Antrages. Die Einwilligung kann 

jederzeit ohne Angabe von Gründen durch Mitteilung an personenstandswesen@landkreis-passau.de für die Zukunft widerrufen 

werden. In diesem Fall erfolgt dann keine weitere Verarbeitung mehr; alle beim Landratsamt Passau gespeicherten Daten - 

freiwillige Angaben - werden dann gelöscht. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 

Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt.  
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Ich gebe folgende Erklärung ab: 

Seit Beantragung der Einbürgerung am _________________ und der letzten Änderungserklärung vom 

_________________ haben sich hinsichtlich meiner für die Einbürgerung entscheidungserheblichen 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse und bisher gemachten Angaben folgende Änderungen 

bzw. keine Änderungen ergeben: 

 

(Bitte jeweils mit „ja“ bei Änderungen und „nein“ bei keinen Änderungen ankreuzen) 

Eheschließung  ja  nein 

Scheidung, Trennung vom Ehegatten/Lebenspartner  ja  nein 

Geburt von Kindern  ja  nein 

Änderung der Beschäftigung  

(z.B. Kündigung, Teilzeit, Kurzarbeit, Elternzeit, Arbeitslosigkeit) 

 ja  nein 

Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit  ja  nein 

Adressänderung/Wohnsitzwechsel  ja  nein 

Auslandsaufenthalt(e) länger als 6 Monate  ja  nein 

Sämtliche Verurteilungen in Deutschland und im Ausland  ja  nein 

Anhängige strafrechtliche Ermittlungsverfahren in Deutschland und im 

Ausland 

 ja  nein 

Bezug öffentlicher Sozialleistungen (Bürgergeld/Sozialhilfe)  

oder entsprechende Anträge gestellt 

 ja  nein 

Verfassungsfeindliche Betätigung  ja  nein 

Erwerb einer weiteren Staatsangehörigkeit  ja  nein 

sonstige Änderungen  ja  nein 

 

 

Zur Erläuterung führe ich Folgendes aus: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 Seite 3 von 3 

 

Folgende Unterlagen werden beigelegt: 

 Anlage: Eheschließung 

 Anlage: Scheidung, Trennung vom Ehegatten/Lebenspartner 

 Anlage: Geburt von Kindern 

 Anlage: Änderung der Beschäftigung (z.B. Arbeitgeberwechsel, Kündigung, Teilzeit, Kurzarbeit,   

                 Elternzeit, Arbeitslosigkeit) 

 Anlage: Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

 Anlage: Adressänderung/Wohnsitzwechsel 

 Anlage: Auslandsaufenthalt(e) länger als 6 Monate 

 Anlage: Sämtliche Verurteilungen in Deutschland und im Ausland 

 Anlage: Anhängige strafrechtliche Ermittlungsverfahren in Deutschland und im Ausland 

 Anlage: Bezug öffentlicher Sozialleistungen (Bürgergeld/Sozialhilfe) oder entsprechende Anträge  

                 gestellt 

 Anlage: Verfassungsfeindliche Betätigung 

 Anlage: Erwerb einer weiteren Staatsangehörigkeit 

 Anlage: sonstige Änderungen 

 

 Ich versichere, jede weitere Änderung dieser Angaben der Einbürgerungsbehör de 

unverzüglich, also so schnell wie möglich nach Kenntniserlangung, mitzuteilen und 

Nachweise darüber einzureichen. 

 

 Mir ist bekannt, dass eine Einbürgerung, die durch arglistige Täuschung, Drohung oder 

Bestechung oder durch vorsätzlich unrichtige oder unvollständige Angaben, die 

wesentlich für die Entscheidung waren, gemäß § 35 StAG für einen Zeitraum von zehn 

Jahren zurückgenommen werden kann. 

 

 Mir ist bekannt, dass ich gemäß § 42 StAG mit einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren 

oder mit einer Geldstrafe bestraft werden kann, wenn ich unrichtige oder unvollständige 

Angaben zu wesentlichen Voraussetzungen der Einbürgerung mache oder benutze, um 

für mich oder einen anderen eine Einbürgerung zu erschleichen. 

 

 Gemäß § 41 Abs. 1 Nr. 6 BZRG (Bundeszentralregistergesetz) wurde ich darüber belehrt, 

dass die Einbürgerungsstelle ein Recht auf unbeschränkte Auskunft aus dem 

Zentralregister hat und deshalb sämtliche Verurteilungen unabhängig von der Strafhöhe 

angegeben werden müssen. 

 

 

Zusätzliche Anmerkungen  

 

 

 

 

 

Ort, Datum 

 
 

Unterschrift  

Informationen über die Verarbeitung Ihrer Daten und Ihre Rechte bei der Verarbeitung Ihrer Daten können Sie unter 

http://www.landkreis-passau.de/meta/datenschutzerklaerung/ abrufen. 

Weitere Informationen erhalten Sie bei Bedarf auch von unserem behördlichen Datenschutzbeauftragten unter 

datenschutz@landkreis-passau.de oder 0851/ 397-1771. 

 


